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TI PPS &  WI SSENSWERTES 

Liebe Leserin, lieber  Leser!  
Verluste werden immer nur dann steuerm indernd anerkannt , wenn auf lange Sicht  m it  einem posit iven 
Ergebnis gerechnet  werden kann. Bei dauerhaften Verlusten wird die sogenannte 
Einkünfteerzielungsabsicht  regelmäßig vom Finanzamt  hinterfragt . Unser erster Beit rag berichtet  von 
einem Fall,  in dem der Verm ieter einer Eigentumswohnung zwar viel für die Verm ietung getan hat , seine 
Verluste steuerlich aber dennoch nicht  anerkannt  wurden. Unser zweiter Beit rag inform iert  Sie über eine 
posit ive Änderung der Rechtsauffassung des Bundesfinanzhofes. Dadurch können in vielen Fällen mehr 
Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastungen steuerm indernd geltend gemacht  werden. Dam it  es 
gar nicht  erst  zu Krankheitskosten kom mt, lohnt  sich die Teilnahme an den verschiedenen 
Gesundheitsmaßnahmen der gesetzlichen Krankenkassen. Dass die dabei anfallenden 
Kostenerstat tungen nicht  in jedem Fall auf die als Sonderausgaben abziehbaren Krankenkassenbeit räge 
angerechnet  werden müssen, lesen Sie in unserem letzten Beit rag. 

Wir wünschen I hnen eine informat ive Lektüre. 

Kein Ver lustabzug bei m issglückter  Verm ietung 
Einkünfteerzielungsabsicht  ist  Voraussetzung 

Nicht  jede Geschäftsidee ist  sofort  von Erfolg gekrönt  und auch bei der Verm ietung von Wohnungen kann 
es mal zu Verlusten kommen. Ein Trost  ist  es dann, dass diese Verluste meist  m it  anderen posit iven 
Einkünften verrechnet  werden können, um  die steuerliche Belastung zu m indern.  

Ohne Einkünfteerzielungsabsicht  keine Verlustverrechnung 

Doch Verluste im  Allgemeinen und Verluste aus der Verm ietung von Gebäuden im  Besonderen stehen oft  
unter einer st rengen Beobachtung durch das Finanzamt. Jahrelange Verluste werden nicht  geduldet . 
Wiederholen sich die jähr lichen Verluste aus Verm ietung und Verpachtung, so wird der 
Einkommensteuerbescheid zunächst  m it  einem Vorläufigkeitsvermerk versehen. Solange dieser besteht , 
kann das Finanzamt  den Steuerbescheid jederzeit  ändern. Noch Jahre später können die Beamten  die 
Einkünfteerzielungsabsicht  des Verm ieters prüfen. Kommen sie dann zu der Erkenntnis, dass gar keine 
Einkünfteerzielungsabsicht  bestand, werden die bisher berücksicht igten Verluste gest r ichen. Das wird 
zumeist  teuer. Denn es können nicht  nur die Bescheide der letzten vier Jahre geändert  werden, sondern 
alle Bescheide, die wegen der zu prüfenden Einkünfteerzielungsabsicht  m it  einem Vorläufigkeitsvermerk 
versehen wurden. Zusätzlich zur Nachzahlung der Einkommensteuer, des Solidaritätszuschlags und 
gegebenenfalls Kirchensteuer kommen noch Zinsen in Höhe von sechs Prozent  pro Jahr. 

Keine Einkünfteerzielungsabsicht  bei tatsächlichen oder recht lichen Hinderungsgründen 

Doch wann liegt  bei einer zu verm ietenden I mmobilie eigent lich keine Einkünfteerzielungsabsicht  vor? Ein 
kurzfr ist iger Leerstand ist  unproblemat isch. Auch ein Leerstand über mehrere Jahre bedeutet  nicht  
zwingend, dass Verluste gest r ichen werden. Der Verm ieter muss jedoch nachweisen, dass er alles tut , 
dam it  die Wohnung wieder verm ietet  wird. So liegt  beispielsweise bei einem langjähr igen Leerstand 
keine Einkünfteerzielungsabsicht  vor, wenn es der Verm ieter nicht  schafft ,  die zur Verm ietung 
vorgesehenen Räume in einen bet r iebsbereiten Zustand zu bringen und zu verm ieten. Diese 
Rechtsauffassung gilt  sogar, wenn dem Steuerpflicht igen mehr oder m inder die „Hände gebunden“  sind, 
einen bet r iebsbereiten Zustand zu schaffen. Dies bestät igten die Richter des Bundesfinanzhofes (BFH)  in 
einem aktuellen Urteil.   

I m  konkreten Fall hat te der Steuerpflicht ige 1993 eine Eigentumswohnung in einem Gebäude m it  
erheblichem Sanierungsstau erworben. Bereits damals war der Zustand des Gebäudes sehr marode. I m  
Jahr 1999 beschloss die Eigentümergemeinschaft , das Gebäude vollständig zu sanieren. Doch ungeklärte 
Eigentumsverhältnisse, fehlende Bereitschaft  einzelner Eigentümer und eine Verunt reuung von Geldern 
durch die Hausverwaltung führten zu einer wiederholten Verschiebung des Sanierungsvorhabens. I m  
Ergebnis stand die fragliche Wohnung seit  1999 durchgängig leer. Mangels Einnahmen aus Verm ietung 
und Verpachtung erzielte der Steuerpflicht ige Verluste, die das Finanzamt  ab 2006 nicht  mehr bei der 
Einkommensteuerveranlagung berücksicht igte. Das Finanzgericht  Mecklenburg-Vorpom m ern und im  
Revisionsverfahren auch der BFH verneinten das Vorliegen einer Einkünfteerzielungsabsicht . Obwohl 
beide Ger ichte das intensive Bemühen um die Sanierung anerkannten, stellten sie dennoch fest , dass der 
Steuerpflicht ige nicht  in der Lage war, die Sanierung m it  der Eigentümergemeinschaft  oder gegen diese 
durchzusetzen. Dass der Steuerpflicht ige auch Verm ietungsbemühungen durch beauft ragte 
Hausverwaltungen und Makler vorlegte, war ir relevant , da jegliche Bemühungen aufgrund des Zustandes 
des Hauses ins Leere gehen mussten. 
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Fazit  

I st  ein Wohnungseigentümer aus tatsächlichen oder recht lichen Gründen daran gehindert , die Wohnung 
in einen verm ietbaren Zustand zu versetzen und erfolgreich zu verm ieten, kann die 
Einkünfteerzielungsabsicht  nicht  automat isch unterstellt  werden. 

Zum utbare Eigenbelastung bei außergew öhnlichen Belastungen sinkt  

Bundesfinanzhof legt  Berechnungsweise der zum utbaren Belastung neu aus  

Entstehen einem Steuerpflicht igen zwangsläufig Aufwendungen, die die üblichen Lebenshaltungskosten 
übersteigen, so können die Aufwendungen in der Einkommensteuererklärung als außergewöhnliche 
Belastungen geltend gemacht  werden und im  Ergebnis die Steuerlast  m indern. Jedoch gelten nur solche 
Aufwendungen als außergewöhnlich, wenn man sich den Kosten aus recht lichen oder sit t lichen Gründen 
nicht  entziehen kann. Krankheitskosten zählen dabei grundsätzlich zu den abziehbaren Kosten, wenn sie 
der Heilung oder Linderung einer Krankheit  dienen. Dam it  sind alle Arznei- , Heil-  oder Hilfsm it tel 
abziehbar, die vom Arzt  verordnet  wurden. Bei Bade-  oder Heilkuren und medizinisch nicht  anerkannten 
Verfahren, muss ein am tsärzt liches Gutachten oder eine ärzt liche Bescheinigung des Medizinischen 
Dienstes vorliegen. 

Doch auch wenn diese Voraussetzungen vorliegen, ist  eine zweite Hürde im  Rahmen der Steuererklärung 
zu nehmen, die sogenannte zumutbare Eigenbelastung. Die prozentuale Höhe der selbst  zu t ragenden 
Aufwendungen ist  abhängig vom Einkommen, dem Fam ilienstand und der Anzahl 
berücksicht igungsfähiger Kinder:  

Gesamtbetrag der Einkünfte 
bis 15.340 € 

über 15.340 € 

bis 51.130 € 
über 51.130 € 

Steuerpflicht ige ohne Kinder 5 %  6 %  7 %  

Ehegat ten/ Lebenspartner ohne Kinder 4 %  5 %  6 %  

Steuerpflicht ige m it  einem Kind/ zwei Kindern 2 %  3 %  4 %  

Steuerpflicht ige m it  drei oder mehr Kindern 1 %  1 %  2 %  

Die Berechnung der zumutbaren Belastung erfolgte bisher immer m it  dem Prozentsatz, der zum 
Gesamtbet rag der Einkünfte gehörte. So war z. B. bei einem Single ohne Kinder m it  einem Einkommen 
von 45.000 Euro eine Eigenbelastung von 6 Prozent  und dam it  m it  2.700 Euro zu berücksicht igen.  

Diese Vorgehensweise ist  nicht  mehr r icht ig. Mit t lerweile legen die obersten Richter  die gesetzlichen 
Regelungen anders aus. Danach ist  die Berechnung der zumutbaren Belastung stufenweise 
vorzunehmen, so dass der höhere Prozentsatz nur auf den Teil des Gesamtbet rags der Einkünfte 
anzuwenden ist , der den jeweiligen Grenzbet rag übersteigt . Die nunmehr gestaffelte Berechnung führt  zu 
einem Absinken der zumutbaren Eigenbelastung um maximal 664,70 Euro, wie aus der Tabelle 
ersicht lich ist .   

Gesamtbet rag der 
Einkünfte 

Bis 15.340 € 
Über 15.340 € 
bis   51.130 € 

Über 51.130 € 

Prozent
-satz

Max. 
Minderung 

Eigenbelastung 

Prozent-
satz 

Max. 
Minderung 

Eigenbelastung 

Prozent
-satz

Max. 
Minderung 

Eigenbelastung 

Steuerpflicht ige 
ohne Kinder 

5 %  0,00 € 6 %  153,40 € 7 %  664,70 € 

Ehegat ten/ Lebenspartner 
ohne Kinder 

4 %  0,00 € 5 %  153,40 € 6 %  664,70 € 

Steuerpflicht ige mit  einem 
Kind/ zwei Kindern 

2 %  0,00 € 3 %  153,40 € 4 %  664,70 € 

Steuerpflicht ige mit  drei 
oder mehr Kindern 

1 %  0,00 € 1 %  0,00 € 2 %  511,30 € 

Wie groß die tatsächliche Steuerersparnis ist ,  die sich aus der geänderten Rechtsauffassung ergibt , hängt  
dabei vom persönlichen Steuersatz des Einzelnen ab.  

Beispiel: 

Ein verheiratetes Unternehmerehepaar m it  zwei Kindern (8 und 11 Jahre)  hat  Krankheitskosten in Höhe 
von 4.800 Euro selbst  get ragen. Der Gesamtbet rag der Einkünfte, d. h. das gemeinsame Einkommen der 
Eheleute vor dem Abzug von Sonderausgaben, außergewöhnlichen Belastungen und 
Steuerbegünst igungen, bet rägt  120.000 Euro.  
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Nach der alten Regelung war die zumutbare Belastung von 4 Prozent  zu berücksicht igen, d. h. 4.800 
Euro. I m  Ergebnis konnten keine außergewöhnlichen Belastungen steuerm indernd angesetzt  werden. 

Nach der neuen Rechtsauffassung ist  folgende Berechnung vorzunehmen:  

15.340 Euro x 2 %  =  306,80 Euro 

(   51.130 Euro – 15.340 Euro = )  35.790 Euro x 3 %  =  1.073,70 Euro 

(120.000 Euro – 51.130 Euro = )  68.870 Euro x 4 %  =  2.754,80 Euro 

Zumutbare Belastung 4.135,30 Euro 

Krankheitskosten  4.800,00 Euro 

Berücksicht igungsfähige außergewöhnliche Belastungen     664,70 Euro 

Bei einem Grenzsteuersatz der Eheleute von 35 %  bet rägt  die steuerliche Ent lastung ca. 245 Euro. 

Hinw eis: 

Grundsätzlich ist  das Urteil bei der Berechnung der zumutbaren Belastung in der aktuellen 
Einkommensteuererklärung, aber auch in allen vorherigen Veranlagungsjahren anzuwenden, soweit  die 
Einkommensteuerbescheide noch änderbar sind.  

Bonuszahlungen der gesetzlichen Krankenkassen m indern nicht  im m er die 
Sonderausgaben 

Krankenkassenbeit räge sind als Sonderausgaben steuerm indernd ansetzbar. Erstat tet  eine Krankenkasse 
einen Teil dieser Beit räge zurück, so sind die Sonderausgaben insoweit  zu kürzen, da es dem 
Steuerpflicht igen an der finanziellen Belastung fehlt .  Doch nicht  in jedem  Fall sind Erstat tungen der 
Krankenkasse tatsächlich Beit ragsrückerstat tungen, die zur Kürzung der Sonderausgaben führen. 

Nach einem  aktuellen Urteil des Bundesfinanzhofes (BFH) gilt  dies nicht  für Bonuszahlungen für 
Gesundheitsmaßnahmen, m it  denen gesetzliche Krankenkassen ihre Mitglieder zu einer 
gesundheitsbewußten Lebensweise anim ieren wollen. Voraussetzung ist , dass die Maßnahmen nicht  zum 
regulären Leistungsspekt rum der einzelnen Krankenkasse gehören. I n der Regel muss das Mitglied dabei 
nicht  nur an der Gesundheitsm aßnahm e teilnehm en, sondern auch in Vorkasse bezüglich der 
Aufwendungen gehen. Beispiele hierfür sind die Kostenbeteiligung am Rückent raining oder dem 
Yogakurs. Meist  erstat ten Krankenkassen dann bis zu 80 %  der Aufwendungen.  

Diese Kostenerstat tungen sind aber nicht  m it  den Bonuszahlungen zu verwechseln, die Krankenkassen 
für ein best immtes Verhalten des Versicherten oder für die Durchführung von Gesundheitsmaßnahmen 
des regulären Leistungsumfangs zahlen. Letztere gelten auch nach dem aktuellen Urteil des 
Bundesfinanzhofes als Erstat tung von Krankenkassenbeit rägen, die die Sonderausgaben kürzen.  

Die gute Nachricht :  Das Finanzamt ändert  auch Steuerbescheide der Vorjahre. I n allen Fällen, in denen 
die Meldungen der Krankenkassen für die Jahre ab 2010 nicht  der neuen Rechtsauffassung des BFH 
entsprechen, erhalten Mitglieder im  Laufe des Jahres 2017 ein Schreiben von ihrer Krankenkasse. I n der 
Papierbescheinigung sind alle an das Finanzamt gemeldeten Beit ragsrückerstat tungen der vergangenen 
Jahre aufgelistet , soweit  die gemeldeten Bet räge zu hoch ausgefallen sind. Gleichzeit ig enthält  der Brief 
einen Hinweis, dass das Finanzamt bei Vorlage der Bescheinigung die bet roffenen 
Einkommensteuerbescheide prüfen wird.  

Hinw eis 

Alle gesetzlichen Krankenkassen sind von der Finanzverwaltung aufgefordert , die Anwendbarkeit  der 
BFH-Rechtsprechung auf ihre Bonusprogramme zu prüfen. Sollten Sie im  Laufe des Jahres 2017 eine 
Papierbescheinigung erhalten, so teilen Sie dies bit te I hrem Steuerberater m it , dam it  dieser die weiteren 
erforderlichen Schrit te einleiten kann. 

Die Erarbeitung des Rundschreibens erfolgt  m it  großer Sorgfalt . 
Eine Haftung kann hier für  j edoch nicht  übernom m en werden.

Ihre Steuerberatungskanzlei 
ETL Heuvelmann & van Eyckels GmbH 
Steuerberatungsgesellschaft 
www.hve-kleve.de 
  
Ein Unternehmen der ETL-Gruppe


